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Haushaltsantrag 2024: Arbeitsplatzkonzept/ Einsparung von Büroflächen 
 
 

Beschlussvorschlag:  

 
Um die Ausweitung von Flächenbedarfen der Stadtverwaltung zu begrenzen oder sogar 
Flächen einzusparen, sind entsprechende Konzepte zu erstellen. Hierbei sollen neue 

Arbeitsformen, wie das mobile Arbeiten und das Desksharing Berücksichtigung finden. 
Im Haushalt 2024 sind entsprechende Mittel für die Arbeitsplatzausstattung einzuplanen. 
 

 Parteienantrag CDU 
Az:  

Datum: 12.07.2023 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Abstimmung 

Haupt- und Finanzausschuss 13.07.2023 Vorberatung  

Stadtverordnetenversammlung 20.07.2023 Entscheidung  



-2- 

 

Begründung:  

Die Anforderungen an die Stadtverwaltung steigen unaufhörlich. Damit ging in den letzten 
Jahren auch ein Stellenzuwachs einher. Nicht alle Stellen sind bislang besetzt, weitere 

Stellen könnten in den nächsten Jahren hinzukommen. Um der notwendigen 
Haushaltskonsolidierung Rechnung zu tragen, sind Konzepte zu erstellen, wie eine 
Ausweitung der Büroflächen der Stadtverwaltung verhindert und möglicherweise eine 

Reduzierung erreicht werden kann. Hierzu sollen Maßnahmen vom verstärkten mobilen 
Arbeiten ebenso berücksichtigt werden, wie Möglichkeiten geschaffen werden sollten, die 

Desksharing ermöglichen.  
Ziel: 
Die Kosten für Büroflächen nicht weiter steigen lassen und mögliche Einsparungen durch 

neue Arbeitsformen aufzeigen. 
Kennzahl: 

Kosten der Büroflächen absolut und pro Mitarbeiterin / Mitarbeiter 
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